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Eine Erhöhung der Finanzhilfen für 
die Krankenhäuser um 1,5 Mrd. Euro
und eine bessere Vergütung der in 
der Forschung tätigen Ärztinnen und
Ärzte − das waren die zentralen Forde-
rungen der 114. Hauptversammlung des
Marburger Bundes (MB) kürzlich in 
Berlin. 

von Horst Schumacher

Eine Einbeziehung der Kliniken in
das geplante Konjunkturprogramm
der Bundesregierung forderte der

MB-Vorsitzende Rudolf Henke. So lasse
sich der Investitionsstau abbauen und zu-
gleich dem Handwerk, der Bauwirtschaft
und dem Anlagenbau helfen. Zugleich ver-
langte der Verbandsvorsitzende, bei der
Reform der Krankenhausfinanzierung ei-
ne vollständige Refinanzierung der Tarif-
entwicklung gesetzlich zu verankern. Mit
der bisher vorgesehenen Refinanzierung
lediglich zur Hälfte lasse sich der Perso-
nal- und Kapazitätsabbau im Kranken-
haus nicht stoppen. Henke: „Das muss ge-
ändert werden.“

Dieser Forderung erteilte Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt in ih-
rem Grußwort vor den MB-Delegierten ei-
ne Absage − mehr als die von ihr für das
Jahr 2009 zugesagten 3,5 Milliarden Euro
zusätzlich für die Krankenhäuser seien
nicht finanzierbar. Hingegen deutete die
Ministerin an, dass ein Kürzungsvorschlag
des Spitzenverbandes Bund der Gesetzli-
chen Krankenversicherung, der die Kran-
kenhäuser im kommenden Jahr 1,3 Milli-
arden Euro kosten würde, wenig Chancen
haben dürfte: „Da wird nichts gekürzt.“

Unverbindlicher Orientierungswert

Unakzeptabel ist nach Henkes Worten
auch die im Entwurf zum „Krankenhausfi-
nanzierungsreformgesetz – KHRG“ enthal-
tene Regelung zur Ablösung der Grund-
lohnrate durch einen neuen Orientierungs-
wert. Zwar sei es im Prinzip vernünftig, dass
das Statistische Bundesamt bis zum Jahr
2010 eine Art Preisindex für Krankenhäuser

ermitteln soll, der die Kostenstrukturen und
-entwicklungen berücksichtigt. 

Aber: „Pure Willkür ist es, dass dieser
Wert gar nicht bindend sein soll“, kritisier-
te Henke. Vielmehr solle das Bundesge-
sundheitsministerium (BMG) nach Anhö-
rung der Länder durch Rechtsverordnung
den zu finanzierenden Anteil des Orientie-
rungswertes bestimmen. „Es bleibt also
beim staatlichen Preisdiktat für die Kran-
kenhausleistungen, die Kalkulierbarkeit
wird sogar schlechter als bei der Grund-
lohnrate. Das BMG erhält dadurch die Po-
sition eines obersten Kassenwartes, und
das Verfahren bedeutet in Wirklichkeit kei-
nen Abschied vom Deckel“, sagte Henke.

„Forschende Ärzte werden bestraft“

Ein weiteres zentrales Thema der
Hauptversammlung war die klinische For-
schung. In Deutschland werde diese wie in
kaum einem anderen Land „zur Feier-
abendbeschäftigung degradiert“, kritisierte
der Verband. Zu ihrer patientenorientierten
Fortentwicklung benötige die Medizin Ärz-
tinnen und Ärzte, die sowohl in der Klinik
als auch in der Forschung tätig sind. Die
Vereinbarkeit von Familie und Forschung
sei jedoch außerordentlich problematisch,
weil für Forschung nicht genügend Zeit
vorhanden sei. Darüber hinaus ist die Ver-
gütung einer Forschungstätigkeit erheblich
niedriger als in der Patientenversorgung. 

Der MB kritisierte die Weigerung der
 Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL),
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„Der Staat will die Preise für 
Klinikleistungen weiter diktieren“

überwiegend in der Forschung tätige Uni-
versitätsärzte in den Geltungsbereich des
arztspezifischen Tarifvertrages aufzuneh-
men. Das bringe den wissenschaftlich täti-
gen Ärzten einen monatlichen Verlust von
bis zu 2.400 Euro. „So wird die jüngere Ärz-
tegeneration systematisch von den theoreti-
schen Fächern abgekoppelt“, monierte MB-
Vorsitzender Rudolf Henke, „junge Ärzte
werden geradezu bestraft, wenn sie in die
Forschung gehen. Das kann sich ein Land,
das auf Innovation und Forschungserkennt-
nisse als wichtige Quelle der wirtschaftli-
chen Leistungskraft angewiesen ist, nicht
leisten.“ Henke forderte die Wissenschafts-
minister der Länder auf, bis zur kommen-
den Tarifrunde mit der TdL Anfang näch-
sten Jahres ein Umdenken einzuleiten.

Darüber hinaus verlangten die MB-De-
legierten von allen medizinischen Fakul-
täten, für ihre Betten führenden Abteilun-
gen „ein Konzept für die klinische For-
schung am Patienten innerhalb kooperati-
ver, einrichtungsübergreifender Struktu-
ren zu entwickeln und die Karrierechan-
cen für Ärztinnen und Ärzte innerhalb
dieser Strukturen zu definieren“.

Weiterbildung ist Sache der 
Selbstverwaltung

Der im Gesetzentwurf zum Kranken-
hausfinanzierungsrahmengesetz formu-
lierte Prüfauftrag, ob zur sachgerechten
Finanzierung der mit der ärztlichen Wei-
terbildung verbundenen Mehrkosten Zu-
oder Abschläge für bestimmte Leistungen
oder Leistungsbereiche in Abhängigkeit
von Qualitätsindikatoren erforderlich sind,
ist nach Auffassung des Marburger Bundes
„in dieser Form unzureichend und nicht
sachgerecht“. 

Der Marburger Bund forderte die Strei-
chung des Auftrages und stattdessen ein
Ende der Unterfinanzierung der Kranken-
häuser und damit auch der Weiterbildung.
Sollte es gleichwohl zu dem gesetzlichen
Prüfauftrag kommen, muss nach MB-Auf-
fassung  die Bundesärztekammer beauftragt
werden, bis 2010 ein Verfahren zu erarbei-
ten. Der MB erklärte sich bereit, daran
„maßgeblich mitzuwirken“.

Während Bundesgesundheitsministerin 
Ulla Schmidt die hälftige Refinanzierung von
Personalkostensteigerungen durch die 
Krankenkassen plant, fordert der MB-Vorsitzende
Rudolf Henke den vollen Ausgleich. 
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